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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 

WALTER V A N G E R V E N 

vom 6. Mai 1992 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Mit Beschluß vom 25. Februar 1991 hat 
das Bundessozialgericht dem Gerichtshof 
eine Reihe von Fragen im Zusammenhang 
mit dem Anspruch auf Leistungen bei Ar­
beitslosigkeit nach der Verordnung Nr. 
1408/71 1 zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

Diese Fragen werden in einem Rechtsstreit 
zwischen Frau Doris Knoch (im folgenden: 
Klägerin) und der Bundesanstalt für Arbeit 
(im folgenden: Beklagte) gestellt. 

Hintergrund der Vorabentscheidungsfragen 

2. Die Klägerin, die ledig und deutsche 
Staatsangehörige ist, war vom 1. Oktober 
1982 bis 30. Juni 1983 und vom 1. Oktober 
1983 bis 30. Juni 1984 als Lektorin für 
deutsche Sprache und Literatur an der Uni­
versität Bath in Großbritannien beschäf­
tigt. Diese Beschäftigung war über den 
Deutschen Akademischen Austauschdienst 
(DAAD) zustande gekommen. Im Mai 1981 
hatte sie an der Universität Heidelberg das 
erste Staatsexamen für das Lehramt an 

Gymnasien abgelegt; im Juni 1982 legte sie 
die Magisterprüfung ab. Während der Be­
schäftigung in Großbritannien war die Klä­
gerin sozialversichert und bezahlte Beiträge 
zur britischen Arbeitslosenversicherung. 
Gleichzeitig zahlte der DAAD ihr eine Aus­
gleichszulage; diese Zulage erhielt sie auch 
in den Ferien vom 1. Juli bis 30. September 
1983 und vom 1. Juli bis 30. September 
1984. Außerdem zahlte der DAAD ihr im 
Anschluß an die Ausgleichszulage bis zum 
30. November 1984 Überbrückungsgeld in 
Höhe von monatlich etwa 1 500 DM. 

In Bath hatte die Klägerin ein Haus gemie­
tet, ohne sich in Bruchsal, wo sie im Hause 
ihrer Eltern gemeldet war, abzumelden. In 
den Ferien 1983 und auch im Juli 1984 hielt 
sie sich in Bruchsal auf. Anfang August 1984 
begab sie sich von Bruchsal aus zur Arbeits­
suche für drei Monate nach England, je­
doch ohne Erfolg. Im November oder De­
zember 1984 kehrte sie nach Deutschland 
zurück, wo sie im September 1985 den Vor­
bereitungsdienst für das Lehramt an Gym­
nasien begann und inzwischen das zweite 
Staatsexamen abgelegt hat. 

Nach Beendigung ihrer Beschäftigung mel­
dete sich die Klägerin in Bath arbeitslos. 
Von Anfang Juli bis zum 21. August 1984 
bezog sie Arbeitslosenunterstützung in 
Höhe von 139,76 UKL. Nach Bruchsal zu­
rückgekehrt, meldete sie sich am 19. De­
zember 1984 beim Arbeitsamt Karlsruhe ar­
beitslos und beantragte Arbeitslosengeld. 
Die Beklagte lehnte dies mit der Begrün-

* Originalsprache: Niederländisch. 

1 — Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates zur Anwen­
dung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitneh­
mer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die 
innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, in der 
Fassung des Anhangs I der Verordnung (EWG) Nr. 
2001/83 des Rates vom 2. Juni 1983, ABl. 1983, L 230, 
S. 6. 
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dung ab, daß die Anwartschaftszeit nicht er­
füllt sei und daß nach dem Gemeinschafts­
recht die Zeit in Großbritannien nicht be­
rücksichtigt werden könne. 

Mit Urteil vom 28. Januar 1987 hat das So­
zialgericht diesen Bescheid aufgehoben und 
die Beklagte verurteilt, der Klägerin vom 19. 
Dezember 1984 an Arbeitslosengeld im ge­
setzlichen Umfang zu gewähren. In der 
Folge hat das Landessozialgericht die Beru­
fung der Beklagten mit Urteil vom 16. Au­
gust 1988 zurückgewiesen. Es hat dabei aus­
geführt, daß die nach deutschem Recht er­
forderliche Anwartschaftszeit durch die Be­
schäftigung in Großbritannien erfüllt sei. 
Diese Beschäftigungszeiten hätten nach Ar­
tikel 71 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii der 
Verordnung Nr. 1408/71 von der Beklagten 
berücksichtigt werden müssen. 

Mit der Revision rügt die Beklagte eine 
Verletzung der Artikel 12 und 71 der Ver­
ordnung Nr. 1408/71. Sie meint, Artikel 71 
Absatz 1 Buchstabe b eröffne dem Arbeit­
nehmer, der kein Grenzgänger sei, eine 
Wahlmöglichkeit: Er könne Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit in dem Staat beanspruchen, 
in dem er zuletzt gearbeitet habe — was die 
Klägerin in Großbritannien getan habe —, 
oder in dem Staat, in dem er wohne. Aus 
dem in Artikel 12 Absatz 1 Satz 1 der Ver­
ordnung Nr. 1408/71 niedergelegten Verbot 
des Zusammentreffens von Leistungen er­
gebe sich, daß die Klägerin ihren Anspruch 
auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit durch 
den Bezug britischer Arbeitslosenunterstüt­
zung verloren habe. Die Klägerin habe le­
diglich ihren Anspruch nach britischem 
Recht gemäß Artikel 69 der Verordnung 
Nr. 1408/71 geltend machen können. 

Die Klägerin beruft sich jedoch auf Artikel 
67 dieser Verordnung (siehe Nr. 6). Sie 
trägt vor, die Bundesanstalt müsse die nach 
britischen Rechtsvorschriften von ihr als Ar­
beitnehmerin zurückgelegten Versicherungs­
zeiten so berücksichtigen, als wären es Ver­
sicherungszeiten, die nach deutschen 
Rechtsvorschriften zurückgelegt worden 
seien. 

3. Das Bundessozialgericht steht einer 
Reihe von Auslegungsproblemen im Zusam­
menhang mit der Verordnung Nr. 1408/71 
gegenüber und hat dem Gerichtshof fol­
gende Fragen vorgelegt: 

1) Erhält der vollarbeitslose Arbeitnehmer, 
der — ohne Grenzgänger zu sein — wäh­
rend seiner letzten Beschäftigung im Ge­
biet eines anderen Mitgliedstaats als des 
zuständigen Staates wohnte, auch dann 
nach Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe b 
Ziffer ii und Artikel 67 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 Leistungen nach 
den Rechtsvorschriften des Mitglied­
staats, in dessen Gebiet er wohnt oder 
zurückkehrt, wenn er zuvor vom Träger 
des zuständigen Mitgliedstaats Versiche­
rungsleistungen wegen Arbeitslosigkeit 
bezogen hat? 

2) a) Findet im Rahmen des Artikels 71 
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii und des 
Artikels 67 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 der Artikel 12 Absatz 1 
Satz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 
1408/71 Anwendung, wonach ein 
Anspruch auf mehrere Leistungen 
gleicher Art aus derselben Pflichtver­
sicherungszeit aufgrund der Verord­
nung weder erworben noch aufrecht­
erhalten werden kann? 
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b) Wann sind Leistungen wegen Arbeits­
losigkeit im Sinne des Artikels 12 Ab­
satz 1 Satz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1408/71 von gleicher Art? 

c) Hat der Träger eines Mitgliedstaats, 
nach dessen Rechtsvorschriften der 
Erwerb eines Leistungsanspruchs we­
gen Arbeitslosigkeit und dessen 
Dauer von der Zurücklegung von 
Versicherungszeiten abhängig ist, im 
Falle des Artikels 71 Absatz 1 Buch­
stabe b Ziffer ii und des Artikels 67 
der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
gemäß Artikel 12 Absatz 1 Satz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
beim Erwerb und der Dauer des An­
spruchs die Versicherungszeiten nicht 
zu berücksichtigen, die nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mit­
gliedstaats als Arbeitnehmer zurück­
gelegt wurden, soweit diese schon zu 
einer Leistung gleicher Art des ande­
ren Mitgliedstaats geführt haben, 

oder 

ist Artikel 12 Absatz 1 Satz 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 im 
Bereich der Leistungen wegen Ar­
beitslosigkeit dadurch zu verwirkli­
chen, daß bei der Begründung des 
später entstehenden Anspruchs die 
Versicherungszeiten zwar ungeachtet 
des ersten Anspruchs heranzuziehen 
sind, von der erworbenen Dauer des 
späteren Anspruchs indes die Tage 

abgezogen werden, für die der zu­
nächst entstandene Anspruch bezogen 
worden ist? 

3) a) Ist die Bescheinigung, die der bei Ar­
beitslosigkeit zuständige Träger des 
Mitgliedstaats, dessen Rechtsvor­
schriften zuletzt für einen Wanderar­
beitnehmer gegolten haben, gemäß 
Artikel 84 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 574/72 ausstellt, für den 
Träger eines anderen Mitgliedstaats 
und die Gerichte dieses Staates bin­
dend, soweit in der Bescheinigung 
vermerkt ist, daß der Wanderarbeit­
nehmer keinen Anspruch auf Leistun­
gen nach Artikel 69 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 hat? 

b) Wann kann im Sinne des Artikels 71 
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii Satz 3 
der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
der Arbeitslose gemäß Artikel 69 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
Leistungen nach den Rechtsvorschrif­
ten beanspruchen, die zuletzt für ihn 
gegolten haben, mit der Folge, daß 
die Gewährung von Leistungen nach 
den Rechtsvorschriften des Staates, in 
dem er wohnt, zeitweise ausgesetzt 
wird? 

c) Bedeutet im Sinne des Artikels 71 Ab­
satz 1 Buchstabe b Ziffer ii Satz 3 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 die 
Aussetzung der Gewährung von Lei­
stungen nach den Rechtsvorschriften 
des Mitgliedstaats, in dem der Ar­
beitslose wohnt oder in den er zu­
rückkehrt, für den Zeitraum, für den 
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der Arbeitslose gemäß Artikel 69 der 
Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 
Leistungen nach den Rechtsvorschrif­
ten beanspruchen kann, die zuletzt 
für ihn gegolten haben, lediglich, daß 
der Arbeitslose in dieser Zeit nicht die 
Leistung des Trägers des Wohnsitz­
staats erhält, danach aber dessen Lei­
stung in voller Dauer beziehen kann, 
oder hat das Aussetzen der Leistung 
auch zur Folge, daß die Dauer des 
Leistungsanspruchs um die Tage des 
Aussetzens verkürzt wird? 

4. In Anbetracht des technischen Charak­
ters der gestellten Fragen, scheint es mir an­
gezeigt zu sein, zunächst das System ins 
Gedächtnis zurückzurufen, das durch die 
Verordnung Nr. 1408/71 für Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit geschaffen wird. Danach 
behandele ich die Vorabentscheidungsfragen 
und ihre Untergliederungen in der vom vor­
legenden Gericht vorgegebenen Reihen­
folge. Davor gehe ich näher auf den Begriff 
„Wohnort" im Sinne von Artikel 71 dieser 
Verordnung ein, da die französische Regie­
rung bestreitet, daß die Klägerin während 
ihres Aufenthalts im Vereinigten Königreich 
noch in Deutschland wohnhaft gewesen sei. 

Das durch die Verordnung Nr. 1408/71 ein­
geführte System für Leistungen bei Arbeits­
losigkeit 

5. Bekanntlich wurde die Verordnung Nr. 
1408/71 vom Rat zur Durchführung des 
Artikels 51 EWG-Vertrag erlassen. Sie be­
zweckt eine weitere Koordinierung der in­
nerstaatlichen Rechtsvorschriften für die so­
ziale Sicherheit im Hinblick darauf, die 

Freizügigkeit der Arbeitnehmer dadurch zu 
verwirklichen, daß innerhalb der Gemein­
schaft sichergestellt wird, daß einerseits alle 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten 
gleich behandelt werden und daß anderer­
seits die Arbeitnehmer und ihre anspruchs­
berechtigten Angehörigen unabhängig von 
ihrem Arbeits- oder Wohnort in den Genuß 
der Leistungen der sozialen Sicherheit kom­
men. 2 Zu diesem Zweck wird durch die 
Verordnung Nr. 1408/71 ein System ge­
schaffen, wonach erstens alle Zeiten zusam­
mengerechnet werden, die nach den inner­
staatlichen Rechtsvorschriften der einzelnen 
Mitgliedstaaten für den Erwerb und die 
Aufrechterhaltung des Leistungsanspruchs 
sowie für die Berechnung der Leistungen zu 
berücksichtigen sind, sodann Leistungen an 
die verschiedenen unter die Verordnung fal­
lenden Gruppen von Personen ohne Rück­
sicht auf ihren Wohnort gewährt werden 
und schließlich verhindert wird, daß sich in­
folge der Freizügigkeit der Arbeitnehmer 
und der Unterschiede zwischen den inner­
staatlichen Rechtsvorschriften zu einer Un­
gleichbehandlung führende ungerechtfer­
tigte Kumulierungen ergeben. 

Das letztgenannte Ziel wird mit zwei allge­
meinen Bestimmungen angestrebt, nämlich 
dem in Artikel 3 Absatz 1 niedergelegten 
Grundsatz der Gleichbehandlung, wonach 

„die Personen, die im Gebiet eines Mit­
gliedstaats wohnen und für die diese Ver­
ordnung gilt, ... die gleichen Rechte und 
Pflichten aufgrund der Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaats [haben] wie die Staats­
angehörigen dieses Staates, soweit beson­
dere Bestimmungen dieser Verordnung 
nichts anderes vorsehen", 

2 — Siehe die fünfte Begrundungserwagung der Verordnung 
Nr. 1408/71. 
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und dem allgemeinen Kumulierungsverbot 
des Artikels 12, dessen Absatz 1 Satz 1 wie 
folgt lautet: 

„Ein Anspruch auf mehrere Leistungen glei­
cher Art aus derselben Pflichtversicherungs-
zeit kann aufgrund dieser Verordnung we­
der erworben noch aufrechterhalten wer­
den." 

6. Im Bereich der Leistungen bei Arbeitslo­
sigkeit erlegt Artikel 67 Absatz 1 der Ver­
ordnung Nr. 1408/71 den Mitgliedstaaten, 
die — so wie es in Deutschland nach § 104 
Absatz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes der 
Fall ist — den Erwerb, die Aufrechterhal­
tung oder das Wiederaufleben des Lei­
stungsanspruchs von der Zurücklegung von 
Versicherungszeiten abhängig machen, fol­
gende Verpflichtung auf: 

„Der zuständige Träger... berücksichtigt, 
soweit erforderlich, die Versicherungs- oder 
Beschäftigungszeiten, die als Arbeitnehmer 
nach den Rechtsvorschriften eines anderen 
Mitgliedstaats zurückgelegt wurden, als 
handelte es sich um Versicherungszeiten, 
die nach den eigenen Rechtsvorschriften zu­
rückgelegt worden sind; für Beschäftigungs­
zeiten gilt dies jedoch unter der Vorausset­
zung, daß sie als Versicherungszeiten gegol­
ten hätten, wenn sie nach den eigenen 
Rechtsvorschriften zurückgelegt worden 
wären." 

Generell gilt diese Verpflichtung jedoch ge­
mäß Artikel 67 Absatz 3 nur für den Staat, 
nach dessen Rechtsvorschriften 

„die betreffende Person unmittelbar zu­
vor ... Versicherungszeiten... nach den 
Rechtsvorschriften zurückgelegt hat, nach 
denen die Leistungen beantragt werden". 

Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe b läßt unter 
bestimmten Voraussetzungen eine Abwei­
chung von dieser Regel zu : 

„ i) Arbeitnehmer, die nicht Grenzgänger 
sind und weiterhin ihrem Arbeitgeber 
oder der Arbeitsverwaltung des zustän­
digen Staates zur Verfügung stehen, er­
halten bei Kurzarbeit, sonstigem vor­
übergehendem Arbeitsausfall oder Voll­
arbeitslosigkeit Leistungen nach den 
Rechtsvorschriften dieses Staates, als ob 
sie in diesem Staat wohnten; diese Lei­
stungen gewährt der zuständige Trä­
ger; 

ii) Arbeitnehmer, die nicht Grenzgänger 
sind und die sich der Arbeitsverwaltung 
des Mitgliedstaats zur Verfügung stel­
len, in dessen Gebiet sie wohnen, oder 
in das Gebiet dieses Staates zurückkeh­
ren, erhalten bei Vollarbeitslosigkeit 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften 
dieses Staates, als ob sie dort zuletzt 
beschäftigt gewesen wären; diese Lei­
stungen gewährt der Träger des Wohn­
orts zu seinen Lasten. Der Arbeitslose 
erhält jedoch Leistungen nach Maß­
gabe des Artikels 69, wenn ihm bereits 
Leistungen zu Lasten des zuständigen 
Trägers des Mitgliedstaats zuerkannt 
worden waren, dessen Rechtsvorschrif­
ten zuletzt für ihn gegolten haben. Die 
Gewährung von Leistungen nach den 
Rechtsvorschriften des Staates, in dem 
er wohnt, wird für den Zeitraum ausge­
setzt, für den der Arbeitslose gemäß 
Artikel 69 Leistungen nach den Rechts­
vorschriften beanspruchen kann, die 
zuletzt für ihn gegolten haben." 

Wie der Gerichtshof bereits im Urteil 
Miethe erklärt hat, räumt diese Bestimmung 
Arbeitnehmern (die nicht Grenzgänger sind) 
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bei Vollarbeitslosigkeit ein Wahlrecht in be­
zug auf die für die Leistungen geltenden 
Rechtsvorschriften ein. Sie können 

„zwischen den Leistungen des Beschäfti-
gungsstaats und denen des Wohnortstaats 
wählen. Dieses Wahlrecht üben sie dadurch 
aus, daß sie sich entweder der Arbeitsver­
waltung des Staats der letzten Beschäftigung 
(Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer i) 
oder der Arbeitsverwaltung des Wohnort­
staats (Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe b Zif­
fer ii) zur Verfügung stellen." 3 

Der Zweck dieser Bestimmung ist vom Ge­
richtshof — unter Verweisung auf die 
neunte Begründungserwägung der Verord­
nung Nr. 1408/71 — bereits mehrmals er­
läutert worden: Sie soll dafür sorgen, daß 
der Wanderarbeitnehmer unter den für die 
Arbeitssuche günstigsten Bedingungen Lei­
stungen bei Arbeitslosigkeit beanspruchen 
kann. 4 

Wie die Kommission in der vorliegenden 
Rechtssache zu Recht ausführt — und wie 
vom Gerichtshof bereits ausdrücklich bestä­
tigt worden ist 5 —, handelt es sich hier 
nicht nur um eine Ausnahme von Artikel 67, 
sondern auch von dem in Artikel 13 Absatz 
2 Buchstabe a der Verordnung Nr. 1408/71 
niedergelegten Grundsatz, daß der Arbeit­
nehmer den Rechtsvorschriften des Staates 
unterliegt, in dessen Gebiet er im Lohn-
oder Gehaltsverhältnis beschäftigt ist. Der 
Ausnahmecharakter des Artikels 71 Absatz 1 
Buchstabe b hat den Gerichtshof dazu ver­

anlaßt, den Begriff „Mitgliedstaat, in dem 
er wohnt" bestimmten Einschränkungen zu 
unterwerfen (siehe im weiteren Nr. 7). 

„Wohnort" im Sinne von Artikel 71 der Ver­
ordnung Nr. 1408/71 

7. Die französische Regierung wendet sich 
gegen die Feststellung des vorlegenden Ge­
richts, daß die Klägerin die Voraussetzun­
gen des Artikels 71 Absatz 1 Buchstabe b 
Ziffer ii erfülle, insbesondere soweit dieses 
der Auffassung ist, daß die Klägerin wäh­
rend ihres Aufenthalts in Großbritannien ih­
ren Wohnort in Deutschland beibehalten 
habe. Sie stützt sich dabei auf das Urteil 
Reibold, in dem der Gerichtshof seine Ent­
scheidung in der Rechtssache Di Paolo 6 zu­
sammenfaßt und zur Bestimmung des Be­
griffs „Wohnort" im Sinne von Artikel 71 
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii als Kriterien 
anführt : 

„Der Begriff des ,Mitgliedstaats ..., in des­
sen Gebiet sie wohnen', ist auf den Staat zu 
beschränken, in dem der Arbeitnehmer, ob­
gleich in einem anderen Mitgliedstaat be­
schäftigt, weiterhin gewöhnlich wohnt und 
in dem sich auch der gewöhnliche Mittel­
punkt seiner Interessen befindet... Ver­
fügt ... ein Arbeitnehmer in einem Mitglied­
staat über einen festen Arbeitsplatz, so wird 
vermutet, daß er dort wohnt. ... Es sind ... 
nicht nur die familiären Verhältnisse des Ar­
beitnehmers zu berücksichtigen, sondern 
auch die Gründe, die ihn zu der Abwande­
rung bewogen haben, und die Art seiner Tä­
tigkeit." 7 

Daraus leitet der Gerichtshof folgendes ab: 

„Für die Anwendung des Artikels 71 Absatz 
1 Buchstabe b Ziffer ii der Verordnung Nr. 
1408/71 sind ... die Dauer und die Konti­
nuität des Wohnorts bis zur Abwanderung 
des Arbeitnehmers, die Dauer und der 

3 — Urteil vom 12. Juni 1986 in der Rechtssache 1/85 (Slg. 
1986, 1837, Randnr. 9); siehe auch bereits das Urteil vom 
27. Mai 1982 in der Rechtssache 227/81 (Aubin, Slg. 1982, 
2005, Randnr. 19). 

4 — Urteil vom 9. Juli 1985 in der Rechtssache 20/75 
(D'Amico, Slg. 1975, 891, Randnr. 5); Urteil vom 15. De­
zember 1986 in der Rechtssache 39/86 (Mouthaan, Slg. 
1976, 19C1, Randnr. 13); Urteil vom 28. Februar 1980 in 
der Rechtssache 67/79 (Fellinger, Slg. 1980, 535, 
Randnr. 7); Urteil vom 22. September 1988 in der Rechts­
sache 236/87 (Bergemann, Slg. 1988, 5125, Randnr. 18); 
Urteil vom 13. November 1990 in der Rechtssache 
C-216/89 (Reibold, Slg. 1990, I-4163, abgekürzte Veröf­
fentlichung, Randnr. 10). 

5 — Urteil vom 29. Juni 1988 in der Rechtssache 58/87 (Reb­
mann, Slg. 1988, 3467, Randnr. 13). 

6 — Urteil vom 17 Februar 1977 in der Rechtssache 76/76 
(Slg. 1977, 315). 

7 — Urteil Reibold, Randnr. 15; Urteil Di Paolo, Rand-
nrn. 17, 19, 20. 
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Zweck seiner Abwesenheit, die Art der in 
dem anderen Mitgliedstaat aufgenommenen 
Beschäftigung sowie die Absicht des Arbeit­
nehmers, wie sie sich aus den genannten 
Umständen ergibt, zu berücksichtigen." 8 

Die französische Regierung richtet ihr Au­
genmerk auf Gesichtspunkte, aus denen ih­
rer Ansicht nach im vorliegenden Fall abzu­
leiten ist, daß die Klägerin ihren gewöhnli­
chen Wohnort nicht (mehr) in Deutschland 
hatte: Innerhalb eines Zeitraums von zwei 
Jahren habe sie sich nur vier Monate lang in 
Deutschland aufgehalten, und der Mittel­
punkt ihrer Interessen habe nicht ausschließ­
lich in Deutschland gelegen, da sie in Groß­
britannien als Inhaberin eines Diploms, auf­
grund dessen sie an Gymnasien habe unter­
richten dürfen, sowie eines „Magisters" eine 
Beschäftigung gesucht (aber nicht gefunden) 
habe. Außerdem — so führt die französi­
sche Regierung weiter aus — könne in be­
zug auf die Lage der Klägerin nach Ge­
meinschaftsrecht kein einziges Argument für 
eine eventuelle „Rechtslücke" vorgebracht 
werden: Die Beschäftigungssituation der 
Klägerin sei durch Artikel 3 der Verord­
nung Nr. 1408/71 in vollem Umfang ge­
deckt gewesen, der, wie der Gerichtshof im 
Urteil Allué und Coonan entschieden habe, 
in bezug auf innerstaatliche Regelungen der 
sozialen Sicherheit eine besondere Ausprä­
gung des Verbots der Diskriminierung auf­
grund der Staatsangehörigkeit darstelle. 9 

Die französische Regierung kann sich daher 
nur schwer vorstellen, welche Stellung in 
bezug auf das Recht auf Freizügigkeit ein 
Angehöriger eines Mitgliedstaats habe, der 
neun Monate im Jahr in einem anderen 
Mitgliedstaat beschäftigt sei und das System 
der sozialen Sicherheit dieses Staats in An­
spruch nehme, dabei jedoch erkläre, daß er 
dort nicht wohne. Folge man der Auffas­
sung des vorlegenden Gerichts, so könne 
man sich fragen, ob man es hier nicht mit 
einer rein innerstaatlichen Situation nach 
deutschem Recht zu tun habe. Ferner sei die 

vorliegende Rechtssache von der Fallgestal­
tung im Urteil Reibold zu unterscheiden, da 
die Klägerin in Großbritannien Arbeit ge­
sucht habe und daher Leistungen bei Ar­
beitslosigkeit nach den britischen Rechtsvor­
schriften erhalten habe. Schließlich sei die 
weite Auslegung des Begriffs „Wohnort" 
durch das vorlegende Gericht unvereinbar 
mit dem gemeinschaftlichen Steuerrecht, 
insbesondere mit Artikel 7 der Richtlinie 
83/182 10, und laufe folglich der Kohärenz 
des Gemeinschaftsrechts zuwider. Die fran­
zösische Regierung gelangt dann auch zu 
dem Ergebnis, daß die Klägerin ihren ge­
wöhnlichen Aufenthalt in Großbritannien 
und nicht in Deutschland gehabt habe. 

8. Diese Argumente können mich nicht 
überzeugen. Auf die vorliegende Rechtssa­
che angewandt, deuten die meisten vom Ge­
richtshof in den Urteilen Di Paolo und Rei­
bold entwickelten Kriterien im Gegenteil 
darauf hin, daß das vorlegende Gericht zu 
Recht der Auffassung sein konnte, daß die 
Klägerin während ihrer Beschäftigung im 
Vereinigten Königreich ihren gewöhnlichen 
Wohnort in Deutschland behalten hat. Für 
ausschlaggebend halte ich, daß der Ge­
richtshof in dieser Rechtsprechung nur dann 
von der Vermutung ausgeht, daß der 
Wohnort im Beschäftigungsmitgliedstaat 
liegt, wenn der betreffende Arbeitnehmer 
dort einen festen Arbeitsplatz („un emploi 
stable") hat. Dies war hier eindeutig nicht 
der Fall, da die Klägerin im Rahmen eines 
vom DAAD durchgeführten akademischen 
Austauschprogramms zwei Studienjahre 
lang im Vereinigten Königreich als Lektorin 
beschäftigt war. Nach Ablauf dieses Zeit­
raums (Juni 1984) hatte sie keinerlei Anstel­
lung mehr in Großbritannien, und ihre Ver­
suche, Arbeit zu finden, erwiesen sich als 
ergebnislos. Unter diesen Umständen kann 
man unmöglich zu dem Ergebnis gelangen, 
daß es sich um einen festen Arbeitsplatz ge­
handelt habe. 

8 — Urteil Reibold, Randnr. 16; Urteil Di Paolo, Randnr. 22. 

9 — Urteil vom 30. Mai 1989 in der Rechtssache 33/88 (Slg. 
1989, 1591, Randnr. 21). 

10 — Richtlinie des Rates vom 28. März 1983 über Steuerbefrei­
ungen innerhalb der Gemeinschaft bei vorübergehender 
Einfuhr bestimmter Verkehrsmittel (83/182/EWG), ABl. 
1983, L 105, S. 59. 
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Dem auf die Dauer der Abwesenheit der 
Klägerin aus Deutschland gestützten Argu­
ment kann ebensowenig eine ausschlagge­
bende Bedeutung beigemessen werden. Wie 
der Gerichtshof im Urteil Reibold ausge­
führt hat, ist dieses Kriterium weder ir­
gendwo genau umschrieben noch aus­
schließlich, und eine zu strenge Norm für 
die Höchstdauer der Abwesenheit (z. B. 
vier Monate entsprechend der Definition 
des „Grenzgängers“ in Artikel 1 Buchstabe 
b der Verordnung Nr. 1408/71) würde Arti­
kel 71 der Verordnung einen Teil seiner 
praktischen Wirksamkeit nehmen: 

„Ein Arbeitnehmer, der nicht Grenzgänger 
ist, kann nämlich unter Beibehaltung des ge­
wöhnlichen Mittelpunkts seiner Interessen 
in seinem Herkunftsstaat mehr als vier Mo­
nate lang einer Beschäftigung im Gebiet ei­
nes anderen Mitgliedstaats nachgehen. 
Würde ein solcher Arbeitnehmer aber von 
der Anwendung der Vorschrift ausgeschlos­
sen, so könnten ¡hm entgegen dem Zweck 
der Vorschrift nicht mehr die besten Chan­
cen für eine Wiedereingliederung garantiert 
werden. Das Kriterium der Dauer der Ab­
wesenheit ist daher unter Berücksichtigung 
der tatsächlichen Umstände jedes Einzelfalls 
anzuwenden.“ 11 

Im übrigen hat der Gerichtshof im Urteil Di 
Paolo in bezug auf den Zusatz der Worte 
„oder in das Gebiet dieses Staates zurück­
kehren“ in Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe b 
Ziffer ii erklärt: 

„[Dies] bedeutet nur, daß der Wohnortbe­
griff, so wie er oben umschrieben ist, einen 
nicht gewöhnlichen Aufenthalt in einem an­
deren Mitgliedstaat nicht zwangsläufig aus­
schließt.“ 12 

Sodann kann aus den Gründen des Auslands­
aufenthalts und der Art der dort ausgeübten 
Beschäftigung nicht abgeleitet werden, daß 
die Klägerin nicht mehr in Deutschland 
wohnte: Man kann kaum annehmen, daß 
ein vorübergehender Lehrauftrag im Aus­
land aufgrund eines akademischen Aus­
tauschprogramms als solcher zu einer Ände­
rung des Wohnortes führt. 

Was schließlich das Verhältnis zwischen der 
Lage der Klägerin und derjenigen von Rei­
bold im gleichnamigen Urteil angeht, bin 
ich anders als die französische Regierung 
der Meinung, daß beide Rechtssachen er­
hebliche Ähnlichkeiten aufweisen. Ebenso 
wie die Klägerin war Reibold durch Ver­
mittlung des DAAD für zwei aufeinander­
folgende Studienjahre als Lektorin in Groß­
britannien beschäftigt (zusammengerechnet 
21 Monate, d. h. ebenso viele wie die Klä­
gerin); auch Reibold kehrte in den Universi­
tätsferien nach Deutschland zurück, wo sie 
ihre Mietwohnung behalten hatte. Daß die 
Klägerin im Vereinigten Königreich Lei­
stungen bei Arbeitslosigkeit beansprucht hat, 
halte ich — zumindest soweit es um die Be­
urteilung des Wohnorterfordernisses geht — 
nicht für ausschlaggebend. Auch halte ich 
nicht für ausschlaggebend, daß sie dort — 
vergeblich — nach Arbeit gesucht hat: Dies 
weist nur darauf hin, daß sie unter Umstän­
den, wenn sie im Vereinigten Königreich ei­
nen festen Arbeitsplatz gefunden hätte, ih­
ren Wohnort dorthin verlegt hätte. 

Noch eine Bemerkung zu dem die Kohä­
renz des Gemeinschaftsrechts betreffenden 
Argument. Dem Begriff „gewöhnlicher 
Wohnort", den der Gerichtshof in der oben 
angeführten Rechtsprechung verwendet, 
kommt eine gemeinschaftsrechtliche Bedeu­
tung zu. Ich halte es in diesem Zusammen­
hang in der Tat für wünschenswert, daß 
diesem Begriff in den verschiedenen durch 

11 — Urteil Reibold, Randnr. 21 a. E. 

12 — Urteil Di Paolo, Randnr. 21. 
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das Gemeinschaftsrecht erfaßten Bereichen 
eine möglichst klare Bedeutung gegeben 
wird. Dabei müssen jedoch der Zweck und 
die Systematik der betreffenden gemein­
schaftsrechtlichen Regelung (z. B. steuer­
rechtlich oder — wie im vorliegenden Fall 
— sozialrechtlich) berücksichtigt werden, 
was übrigens — wie in Artikel 7 der Richtli­
nie 83/182 13 — in der Regel zu einer spezi­
fischen Definition des Begriffs „gewöhnli­
cher Aufenthalt" führt. 

Die erste Vorabentscheidungsfrage 

9. Die erste Frage des vorlegenden Gerichts 
geht dahin, ob ein vollarbeitsloser Arbeit­
nehmer wie die Klägerin nach der Verord­
nung Nr. 1408/71 in dem Mitgliedstaat, in 
dem er wohnt oder in dessen Gebiet er zu­
rückkehrt, noch Anspruch auf Leistungen 
bei Arbeitslosigkeit hat, wenn er vorher von 
dem Träger des zuständigen Mitgliedstaats 
— im vorliegenden Fall Großbritannien — 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit erhalten hat. 
Nach Auffassung des vorlegenden Gerichts, 
der deutschen Regierung und der Kommis­
sion ist diese Frage zu bejahen. 

Die deutsche Regierung schließt sich der 
Argumentation des vorlegenden Gerichts an. 
Dieses ist der Meinung, selbst wenn ein 
vollarbeitsloser Arbeitnehmer zunächst Lei­
stungen bei Arbeitslosigkeit in dem Mit­
gliedstaat erhalten habe, dessen Rechtsvor­
schriften zuletzt für ihn gegolten hätten, be­
deute dies nicht, daß er nach Auslaufen die­
ser Leistungen (z. B. nach Ablauf des Zeit­
raums, in dem nach dem anwendbaren na­
tionalen Recht ein Leistungsanspruch be­

stehe, oder nach Ablauf der in Artikel 69 
Absatz 1 Buchstabe c der Verordnung Nr. 
1408/71 genannten Frist von drei Monaten) 
keinen Leistungsanspruch mehr gegen den 
Träger des Wohnstaats habe. Da die 
Rechtsfolge des Artikels 71 Absatz 1 Buch­
stabe b Ziffer ii Satz 1 im wesentlichen in 
der Anwendung des Artikels 67 derselben 
Verordnung bestehe, beträfen die Sätze 2 
und 3 gerade den Fall, daß der Arbeitslose 
aufgrund der Artikel 71 und 67 gegen den 
Träger des Wohnsitzstaats einen Anspruch 
erwerbe, obwohl er den zuständigen Träger 
des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschrif­
ten zuletzt für ihn gegolten hätten, ebenfalls 
in Anspruch genommen habe. 

Die Kommission ist der Auffassung, aus der 
Verordnung Nr. 1408/71 gehe an keiner 
Stelle hervor, daß die einmal von dem be­
treffenden Arbeitslosen getätigte Wahl für 
ihn in dem Sinne verbindlich werde, daß er 
nach der Inanspruchnahme von Leistungen 
nach den Rechtsvorschriften des Staates, in 
dem er zuletzt beschäftigt gewesen sei, für 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit im Rahmen 
des Systems des Mitgliedstaats, in dem er 
wohne, nicht mehr in Betracht komme. Aus 
der Vergünstigung, die die Verordnung für 
derartige Arbeitslose geschaffen habe, meint 
die Kommission vielmehr ableiten zu kön­
nen, daß es einem Arbeitslosen durchaus 
möglich sei, zunächst Leistungen im Be­
schäftigungsstaat in Anspruch zu nehmen 
und im Anschluß daran — wenn ihm dies 
günstiger erscheine — von der ihm durch 
Artikel 71 eingeräumten Möglichkeit Ge­
brauch zu machen, Leistungen bei Arbeits­
losigkeit in seinem Wohnstaat in Anspruch 
zu nehmen. Dies ergebe sich aus Artikel 71 
Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii Satz 3. Daß 
nach dieser Bestimmung die Leistungen aus­
gesetzt werden könnten, setze logischer­
weise voraus, daß es dem Arbeitslosen mög­
lich sei, zunächst Leistungen des Staates sei­
ner letzten Beschäftigung und im Anschluß 
daran Leistungen seines Wohnstaats in An­
spruch zu nehmen. 

13 — Eine identische Definition findet sich in Artikel 6 der 
Richtlinie des Rates vom 28. März 1983 über Steuerbefrei­
ungen bei der endgültigen Einfuhr persönlicher Gegen­
stände durch Privatpersonen aus einem Mitgliedstaat 
(83/183/EWG), ABl. 1983, L 105, S. 64. 
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Die französische Regierung ist dagegen der 
Auffassung, Artikel 67 der Verordnung Nr. 
1408/71 sehe eine solche Möglichkeit von 
aufeinanderfolgenden Leistungen nicht vor. 
Sie beruft sich dabei auf den in Artikel 13 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 1408/71 nie­
dergelegten Grundsatz der Einheitlichkeit 
der anwendbaren Rechtsvorschriften, dem 
durch Artikel 67 Nachdruck verliehen wer­
den solle, und auf das in Artikel 12 der Ver­
ordnung ausgesprochene allgemeine Kumu-
lierungsverbot (siehe oben, Nr. 5). Der 
Klarheit halber gebe ich Artikel 13 Absatz 1 
wieder: 

„Vorbehaltlich des Artikels 14c unterliegen 
Personen, für die diese Verordnung gilt, 
den Rechtsvorschriften nur eines Mitglied­
staats. Welche Rechtsvorschriften dies sind, 
bestimmt sich nach diesem Titel.“ 

10. Mit dem vorlegenden Gericht, der deut­
schen Regierung und der Kommission bin 
ich der Auffassung, daß nach Artikel 71 Ab­
satz 1 Buchstabe b Ziffer ii aufeinanderfol­
gende Leistungen zunächst in dem Mitglied­
staat, dessen Rechtsvorschriften zuletzt fűi­
den Betroffen galten (im vorliegenden Fall 
dem Vereinigten Königreich), und dann in 
dem Mitgliedstaat, in dem der Betroffene 
wohnt, durchaus möglich sind. Wie oben 
ausgeführt (Nr. 6), handelt es sich um eine 
Vergünstigung, die es einem Wanderarbeit-
nehmer ermöglichen soll, unter den für die 
Arbeitssuche günstigsten Bedingungen Lei­
stungen bei Arbeitslosigkeit in Anspruch zu 
nehmen. Dieses Ziel würde nicht erreicht, 
wenn die von dem Arbeitnehmer zunächst 
getroffene Entscheidung für die Leistungen 
in dem Mitgliedstaat, dessen Rechtsvor­
schriften zuletzt für ihn galten, ihm den An­
spruch auf Leistungen nach dem System des 
Mitgliedstaats, in dem er wohnt, nehmen 
würde. Die durch Artikel 71 Absatz 1 Buch­
stabe b Ziffer ii Satz 3 vorgeschriebene Aus­
setzung des Leistungsanspruchs im letztge­

nannten Staat während des Zeitraums, in 
dem Leistungen nach den Rechtsvorschrif­
ten des erstgenannten Staates beansprucht 
werden können, hätte im übrigen anderen­
falls keine Existenzberechtigung. 

Daß das Argument der französischen Regie­
rung nicht zutrifft, geht auch eindeutig aus 
dem oben bereits Ausgeführten (Nr. 6) her­
vor, nämlich daß sich es sich hier um eine 
— allerdings restriktiv anzuwendende ·— 
Ausnahme von dem „Einheitlichkeitsgrund­
satz“ des Artikels 13 der Verordnung Nr. 
1408/71 handelt. 

Die zweite Vorabentscheidungsfrage 

11. Die zweite Frage des vorlegenden Ge­
richts betrifft die Anwendung des Artikels 
12 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung Nr. 
1408/71 im Rahmen des Artikels 71 Absatz 
1 Buchstabe b Ziffer ii dieser Verordnung. 
Im folgenden prüfe ich, ob die erstgenannte 
Bestimmung hier anwendbar ist, wann Lei­
stungen bei Arbeitslosigkeit „von gleicher 
Art“ sind und wie diese Vorschrift unter 
den vorliegenden Umständen anzuwenden 
ist. 

12. Die Anwendbarkeit des Artikels 12 im 
Rahmen von Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe 
b Ziffer ii und von Artikel 67 kann kaum 
zweifelhaft sein. Wie oben ausgeführt 
(Nr. 5), soll Artikel 12 im Rahmen der Ver­
ordnung Nr. 1408/71 verhindern, daß un­
gerechtfertigte Kumulierungen von Leistun­
gen der sozialen Sicherheit vorkommen. 
Das in dieser Bestimmung niedergelegte 
Kumulierungsverbot hat allgemeine Gel­
tung, so daß es auch auf Leistungen bei Ar­
beitslosigkeit anwendbar ist. Nur die Lei­
stungen, die in Artikel 12 Absatz 1 Satz 2 
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ausdrücklich genannt sind (Leistungen bei 
Invalidität, Alter, Tod [Renten] oder Be­
rufskrankheit), fallen nicht unter diese Ver­
botsbestimmung. 

13. Weniger selbstverständlich ist die Ant­
wort auf die Frage, ob die deutschen Lei­
stungen bei Arbeitslosigkeit und die Leistun­
gen, die die Klägerin in Großbritannien er­
halten hat, als „Leistungen gleicher Art" im 
Sinne von Artikel 12 anzusehen sind. Das 
vorlegende Gericht verweist dazu zu Recht 
auf das Urteil Valentini, in dem der Ge­
richtshof entschieden hat: 

„Nach ständiger Rechtsprechung des Ge­
richtshofes sind Leistungen der sozialen Si­
cherheit unabhängig von den besonderen 
Eigenheiten der verschiedenen nationalen 
Rechtsvorschriften als Leistungen gleicher 
Art zu betrachten, wenn ihr Sinn und 
Zweck sowie ihre Berechnungsgrundlage 
und die Voraussetzungen für ihre Gewäh­
rung identisch sind. Dagegen sind lediglich 
formale Merkmale nicht als wesentliche 
Tatbestandsmerkmale für die Einstufung der 
Leistungen anzusehen." 14 

Was die Kriterien des Sinnes und Zwecks 
angeht, gibt es im vorliegenden Fall kein 
Problem: Diese sind ganz bestimmt die glei­
chen. Die Zweifel des vorlegenden Gerichts 
beziehen sich auf das Erfordernis der Iden­
tität der Berechnungsgrundlagen und der 
Voraussetzungen für die Gewährung der 
Leistungen. Dabei gibt es in der Tat Unter­
schiede zwischen dem deutschen und dem 
britischen System, insbesondere was die 
Dauer der Anwartschaftszeit sowie die 
Dauer und die Höhe der Leistungen angeht. 

Das deutsche Recht setzt für den Anspruch 
auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit unter an­
derem voraus, daß der Arbeitslose der Ar­
beitsvermittlung zur Verfügung steht und 
eine Anwartschaftszeit erfüllt hat. 15 Für die 
Anwartschaftszeit wird dabei auf die Dauer 
der beitragspflichtigen Beschäftigung im 
Zeitraum von drei Jahren vor der Arbeitslo­
sigkeit abgestellt, nach der sich auch die 
Dauer des Anspruchs auf Leistungen bei Ar­
beitslosigkeit richtet. 16 Auch das britische 
Recht setzt zwar Pflichtversicherungszeiten 
voraus, stellt jedoch mehr auf die Summe 
der Beiträge ab, die bei höherverdienenden 
Arbeitnehmern in kürzerer Zeit einen An­
spruch auf Arbeitslosenunterstützung be­
gründen. Im Gegensatz zu Deutschland, wo 
die Dauer der Leistungen von der Dauer der 
beitragspflichtigen Beschäftigung in den der 
Arbeitslosigkeit vorausgehenden Jahren ab­
hängig ist, wird Arbeitslosenunterstützung 
in Großbritannien im allgemeinen für einen 
festen Zeitraum von praktisch einem Jahr 
(312 Tage) gewährt. Schließlich gibt es auch 
Unterschiede in der Höhe der Leistungen. 
Während im Vereinigten Königreich die 
Leistungen in festen Grundbeträgen gewährt 
werden, die verschieden hoch sind, je nach­
dem, ob das Rentenalter erreicht ist, belau­
fen sich die deutschen Leistungen bei Ar­
beitslosigkeit auf 63 % des schematisierten 
bisherigen Nettolohns bzw. des erzielbaren 
Nettotariflohns. 17 

14. Es fragt sich, ob aus diesen Unterschie­
den abzuleiten ist, daß es sich nicht mehr 
um Leistungen gleicher Art im Sinne von 
Artikel 12 der Verordnung Nr. 1408/71 
handelt. Dies ist meines Erachtens zu ver­
neinen. In Anbetracht der zahlreichen Un­
terschiede zwischen den nationalen Syste-

14 - Urteil vom 5. Juli 1983 in der Rechtssache 171/82 (Slg. 
1983, 2157, Randnr. 13). 

15 — % 100 Absatz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes. 

16 — §§ 104 und 106 des Arbeitsförderungsgesetzes. 

17 — §§ 111 und 112 des Arbeitsförderungsgesetzes. Bei Ar­
beitslosen mit Kindern beträgt die Nettolohnersatzquote 
68% (§ 111 Absatz 1 des Arbeitsförderungsgesetzes). 
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men der sozialen Sicherheit in diesem Punkt 
würde ein Erfordernis der vollständigen 
Gleichheit in bezug auf Berechnungsgrund­
lagen und Voraussetzungen für die Gewäh­
rung der Leistungen dazu führen, daß das 
in Artikel 12 niedergelegte Kumulierungs-
verbot fast niemals Anwendung fände. Eine 
Kumulierung von Leistungen wäre dadurch 
unbeschränkt möglich, sobald die Rechts­
vorschriften der betroffenen Mitgliedstaaten 
einen einzigen Unterschied in bezug auf die 
Berechnungsgrundlagen und die Vorausset­
zungen für die Gewährung der Leistungen 
aufwiesen. Dies läuft eindeutig einem der 
wesentlichen Zwecke der Verordnung Nr. 
1408/71 zuwider, nämlich ungerechtfertigte 
Kumulierungen und eine sich daraus erge­
bende ungleiche Behandlung der Rechtsbür-
ger infolge von Unterschieden zwischen den 
nationalen Rechtsvorschriften zu verhindern 
(siehe oben, Nr. 5). 

Auch in der vorliegenden Rechtssache be­
treffen die Unterschiede zwischen den 
Rechtsvorschriften der beiden Staaten die 
Berechnungsgrundlage und die Vorausset­
zungen für die Gewährung von Leistungen 
bei Arbeitslosigkeit. Daß damit die beiden 
Modalitäten nicht mehr identisch sind, ist 
jedoch, wie sich aus dem Urteil Valentini 
ergibt, kein Hindernis für die Anwendung 
des Artikels 12, sofern die Punkte, in denen 
Unterschiede bestehen, mit den besonderen 
Eigenheiten der verschiedenen nationalen 
Rechtsvorschriften zusammenhängen bzw. 
lediglich formaler Art sind. Meines Erach-
tens ist der erstgenannte Umstand in der 
vorliegenden Rechtssache gegeben: Gerade 
eben ist nämlich festgestellt worden, daß die 
Eigenheit des deutschen im Vergleich zum 
britischen Rechtssystem auf dem Gebiet der 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit vor allem in 
der Rolle der Anwartschaftszeit und der da­
mit verknüpften Bestimmung der Bezugs­
dauer der Leistungen zu bestehen scheint. 
Außerdem bin ich der Auffassung, daß man 
sich bei der Prüfung der Eigenheiten der be­
treffenden nationalen Regelungen nicht auf 
einen Vergleich zwischen den beiden Lei­

stungssystemen als solchen beschränken darf: 
Diese sind vielmehr im Rahmen des gesam­
ten Systems der Sozialfürsorge zu sehen, 
das in einem bestimmten Mitgliedstaat in 
Kraft ist. So ist z. B. bekannt, daß die klas­
sischen beitragsabhängigen Systeme („con­
tributory schemes"), zu denen die Leistun­
gen bei Arbeitslosigkeit gehören, im Verei­
nigten Königreich immer mehr durch Sozi­
alhilferegelungen ergänzt werden, bei denen 
von einer Berechnung der finanziellen Mit­
tel der Betroffenen ausgegangen wird (soge­
nannte „means-tested schemes"). Dies 
würde unter anderem die unterschiedliche 
Höhe der deutschen und der britischen Lei­
stungen bei Arbeitslosigkeit erklären. 

Im Ergebnis bin ich dann auch der Auffas­
sung, daß Leistungen bei Arbeitslosigkeit im 
Sinne von Artikel 12 Absatz 1 der Verord­
nung Nr. 1408/71 Leistungen gleicher Art 
sind, wenn sie zur Sicherstellung des Unter­
halts einer Person den infolge der Arbeitslo­
sigkeit weggefallenen Arbeitslohn ersetzen 
sollen und die zwischen diesen Leistungen 
bestehenden Unterschiede, unter anderem 
solche hinsichtlich der Berechnungsgrund­
lage und der Voraussetzungen für die Ge­
währung der Leistungen, sich lediglich aus 
strukturellen Unterschieden zwischen den 
betreffenden nationalen Systemen ergeben 
oder aber lediglich formaler Art sind. 

15. Bleibt die Frage, was bei der Anwen­
dung von Artikel 12 im Rahmen von Artikel 
71 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii und von 
Artikel 67 von dem Träger eines Mitglied­
staats im einzelnen zu tun ist, der — wie 
Deutschland — den Erwerb eines Anspruchs 
auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit und die 
Dauer dieses Anspruchs von der Zurückle­
gung von Versicherungszeiten abhängig 
macht. Das vorlegende Gericht bietet inso­
weit zwei Methoden an (siehe Nr. 3). Bei 
der ersten Vorgehensweise wird Artikel 12 
buchstabengetreu angewandt: Die Versiche­
rungszeiten, die bereits als Grundlage für 
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den ersten Anspruch gedient haben, können 
nicht ein zweites Mal herangezogen wer­
den, was im vorliegenden Fall bedeutet, daß 
die Versicherungszeiten, die nach den briti­
schen Rechtsvorschriften als Grundlage fűi­
den Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung 
gedient haben, nicht zugleich als Anwart-
schaftszeit für einen Anspruch auf Leistun­
gen bei Arbeitslosigkeit in Deutschland gel­
ten können. Dem steht als Alternative ge­
genüber, daß man die Versicherungszeiten 
ungeachtet des ersten Anspruchs heranzieht, 
von der Dauer des in Deutschland entstan­
denen Anspruchs jedoch die Tage abzieht, 
für die Leistungen aufgrund des zunächst 
entstandenen Anspruchs bezogen worden 
sind. Ich stimme der Auffassung des vorle­
genden Gerichts, der deutschen Regierung 
und der Kommission darin zu, daß die 
letztgenannte Methode am ehesten ange­
zeigt ist. Sie ist für den in Frage stehenden 
Arbeitslosen in dem Sinne günstiger, daß er 
nicht oder in geringerem Maße im Wohn­
mitgliedstaat mit einer Anwartschaftszeit 
konfrontiert wird, was ihn im Einklang mit 
dem Zweck des Artikels 71 Absatz 1 Buch­
stabe b besser in die Lage versetzt, bei seiner 
Rückkehr Arbeit zu suchen. Außerdem ist 
diese Methode, wie das vorlegende Gericht 
ausführt, für den Träger des Wohnstaates 
praktischer, der auf diese Weise nicht immer 
wieder zu ermitteln braucht, aufgrund wel­
cher Versicherungszeiten der fremde An­
spruch begründet oder aufrechterhalten 
worden ist. 

Die dritte Vorabentscheidungsfrage 

16. Der erste Teil der dritten Vorabent­
scheidungsfrage betrifft die Auslegung des 
Artikels 84 Absatz 2 der Verordnung Nr. 
574/72 (im folgenden: Durchführungsver­
ordnung). 18 Diese Vorschrift bestimmt für 

die Anwendung des Artikels 71 der Verord­
nung Nr. 1408/71: 

„Zur Anwendung von Artikel 71 Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer ii der Verordnung hat 
der arbeitslose Arbeitnehmer dem Träger 
seines Wohnorts außer der Bescheinigung 
nach Artikel 80 der Durchführungsverord­
nung eine Bescheinigung des Trägers des 
Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften 
zuletzt für ihn galten, darüber vorzulegen, 
daß er keinen Leistungsanspruch nach Arti­
kel 69 der Verordnung hat." 

Der zuständige britische Träger hat der 
Klägerin eine Bescheinigung ausgestellt, wo­
nach die Voraussetzungen des Artikels 69 
der Verordnung Nr. 1408/71 nicht erfüllt 
sind. Da das vorlegende Gericht an der 
Richtigkeit des Inhalts dieser Bescheinigung 
zweifelt, möchte es wissen, ob der Träger 
eines anderen Mitgliedstaats und die Ge­
richte dieses Mitgliedstaats daran gebunden 
sind. 

17. Die Antwort darauf läßt sich kurz fas­
sen. Die in Artikel 84 Absatz 2 der Durch­
führungsverordnung vorgesehene Bescheini­
gung soll nur ein Hilfsmittel für den zustän­
digen Träger des Mitgliedstaats, in dem der 
Betroffene seinen Wohnort hat, bzw. für die 
Gerichte dieses Staates sein, das diese auf 
einfache Weise in die Lage versetzen soll, 
den gegen den zuständigen Träger des Be­
schäftigungsmitgliedstaats erhobenen An­
spruch richtig zu beurteilen. Es handelt sich 
um ein Formblatt, das von der in den Arti­
keln 80 und 81 der Verordnung Nr. 
1408/71 genannten Verwaltungskommission 
für die soziale Sicherheit der Wanderarbeit­
nehmer erstellt worden ist. Wie der Ge­
richtshof im Urteil Romano festgestellt hat, 
hat diese Kommission keine Normsetzungs­
befugnis und kann die nationalen Träger 
nicht verpflichten, bei der Anwendung des 

18 — Verordnung (EWG) Nr. 574/72 über die Durchführung 
der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und 
Selbständige sowie deren Familienangehörige, die inner­
halb der Gemeinschaft zu- und abwandern, in der Fassung 
des Anhangs II der Verordnung (EWG) Nr. 2001/83 des 
Rates vom 2. Juni 1983, ABl. 1983, L 230, S. 86. 
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Gemeinschaftsrechts eine bestimmte Ausle­
gungsmethode anzuwenden. 19 Auch haben 
die von dieser Kommission erstellten Form­
blätter — dies ergibt sich ausdrücklich aus 
dem Urteil Knoeller — keine ausschließliche 
Beweiskraft. 20 Dem zuständigen Träger des 
Mitgliedstaats, in dem der Betroffene 
wohnt, oder — im Rahmen eines Gerichts­
verfahrens — dem innerstaatlichen Gericht 
steht es daher völlig frei, diese Bescheini­
gung auf ihre Richtigkeit zu überprüfen, 
wenn er oder es vernünftige Gründe dafür 
hat, an der Richtigkeit der Bescheinigung 
zu zweifeln. 

18. Der zweite und der dritte Teil der drit­
ten Vorabentscheidungsfrage beziehen sich 
darauf, wie sich Artikel 71 Absatz 1 Buch­
stabe b Ziffer ii Satz 3 der Verordnung Nr. 
1408/71 auswirkt, wonach die Gewährung 
von Leistungen nach den Rechtsvorschriften 
des Staates, in dem der Arbeitnehmer 
wohnt, für den Zeitraum ausgesetzt wird, 
für den er gemäß Artikel 69 Leistungen 
nach den Rechtsvorschriften beanspruchen 
kann, die zuletzt für ihn galten. 

Das vorlegende Gericht ist zunächst nicht 
sicher, ob die Aussetzung nur erfolgt, wenn 
sämtliche Voraussetzungen des Artikels 69 
erfüllt sind, oder ob es genügt, daß der Ar­
beitnehmer diese Voraussetzungen hätte er­
füllen können, dies aber nicht getan hat. Als 
Beispiel wird der Fall genannt, daß die Klä­
gerin, obwohl sie weiterhin im Vereinigten 
Königreich nach Arbeit suchte, ihren dorti­
gen Unterstützungsanspruch dadurch verlo­
ren haben sollte, daß sie Meldepflichten ver­
säumt hat. Daneben fragt sich das vorle­
gende Gericht, welche Rechtsfolgen die in 
Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii 
Satz 3 angeordnete Aussetzung der Gewäh­

rung von Leistungen nach den Rechtsvor­
schriften des Mitgliedstaats hat, in dem der 
Arbeitslose wohnt. 

19. Die Antwort auf den ersten Punkt der 
Frage lautet, daß die Leistungen in dem 
Maße auszusetzen sind, in dem die Voraus­
setzungen des Artikels 69 tatsächlich erfüllt 
waren und der Betroffene daher für Lei­
stungen nach den Rechtsvorschriften, die 
zuletzt für ihn galten, in Betracht kam. Es 
würde dem von der Verordnung Nr. 
1408/71 für den Wanderarbeitnehmer ange­
strebten Schutz zuwiderlaufen, wenn sein 
Anspruch auf Leistungen nach den Rechts­
vorschriften seines Wohnorts von einer ge­
nauen Einhaltung der Voraussetzungen des 
Artikels 69 für die Aufrechterhaltung des 
Anspruchs auf Leistungen im Beschäfti­
gungsmitgliedstaat abhängig gemacht 
würde. Im Urteil Bonaffini hat der Gerichts­
hof in diesem Zusammenhang entschieden, 

„daß Artikel 69 dem Wanderarbeitnehmer 
unter bestimmten Voraussetzungen und in­
nerhalb gewisser Grenzen nur die Fortge­
währung der Leistungen, die ihm bei Ar­
beitslosigkeit nach den Rechtsvorschriften 
des zuständigen Staates zustehen, auch fűi­
den Fall sichern soll, daß er sich in einen 
anderen Mitgliedstaat begibt, und daß des­
halb dieser andere Mitgliedstaat nicht unter 
Berufung allein auf die Nichterfüllung der 
Voraussetzungen dieses Artikels dem Ar­
beitslosen die Leistungen verweigern kann, 
auf die dieser nach den Rechtsvorschriften 
dieses Staates Anspruch hat". 21 

20. Was die Rechtsfolgen der von dem zu­
ständigen Träger des Mitgliedstaats des 
Wohnortes des Betroffenen angeordneten 
Aussetzung der Leistungen bei Arbeitslosig­
keit angeht, fragt sich das vorlegende Ge­
richt, ob eine solche Aussetzung lediglich 

19 — Urteil vom 14. Mai 1981 in der Rechtssache 98/80 (Slg. 
1981, 1241, Randnr. 20); vgl. meine Schlußanträge 
(Nr. 13) in der Rechtssache C-251/89 (Athanasopoulos, 
Urteil vom II. Juni 1991, Slg. 1991, 1-2797, I-2816). 

20 — Urteil vom II. März 1982 in der Rechtssache 93/81 (Slg. 
1982, 951, Randnr. 10). 

21 — Urteil vom 10. Juli 1975 in der Rechtssache 27/75 (Slg. 
1975, 971, Randnr. 9). 
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bedeutet, daß der Arbeitslose für diesen 
Zeitraum die Leistungen des Wohnmitglied­
staats nicht erhält, danach aber die Leistun­
gen des genannten Trägers in voller Dauer 
in Anspruch nehmen kann, oder ob die 
Dauer des Anspruchs zusätzlich um die 
Tage der Aussetzung gemindert wird. 

Hier drängt sich — gestützt auf dieselben 
Gründe — dieselbe Antwort auf wie hin­
sichtlich der Anwendung von Artikel 12 der 
Verordnung Nr. 1408/71 (siehe oben, 
Nr. 15). Es geht darum, die Leistungen 

nach den Rechtsvorschriften des Wohnmit­
gliedstaats um die Leistungen zu kürzen, die 
in dem Mitgliedstaat, dessen Rechtsvor­
schriften zuletzt für den Betroffenen gegol­
ten haben, tatsächlich bezogen worden sind. 
Der Zeitraum, in dem der Arbeitslose nach 
den Rechtsvorschriften des letztgenannten 
Mitgliedstaats tatsächlich Arbeitslosenunter­
stützung erhalten hat und in dem die Lei­
stungen nach den Rechtsvorschriften seines 
Wohnstaats daher ausgesetzt wurden, ist 
von der Dauer des Anspruchs auf Leistun­
gen bei Arbeitslosigkeit nach den letztge­
nannten Rechtsvorschriften abzuziehen. 

Antrag 

21. Ich schlage dem Gerichtshof vor, die Fragen des vorlegenden Gerichts wie 
folgt zu beantworten: 

1) Dem in Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii der Verordnung Nr. 1408/71 
geregelten Leistungsanspruch eines vollarbeitslosen Arbeitnehmers nach den 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dessen Gebiet er wohnt oder zurück­
kehrt, steht nicht entgegen, daß dieser Arbeitnehmer, der — ohne Grenzgänger 
zu sein — während seiner letzten Beschäftigung im Gebiet eines anderen Mit­
gliedstaats als des zuständigen Staates wohnte, zuvor von dem zuständigen 
Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechtsvorschriften zuletzt für ihn galten, 
Versicherungsleistungen bei Arbeitslosigkeit erhalten hat. 

2) Das in Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1408/71 niedergelegte Verbot 
der Kumulierung von Leistungen findet im Rahmen von Artikel 71 Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer ii und von Artikel 67 der Verordnung Nr. 1408/71 Anwen­
dung. 

3) Leistungen bei Arbeitslosigkeit sind Leistungen gleicher Art im Sinne von Arti­
kel 12 Absatz 1 Satz 1 der Verordnung Nr. 1408/71, wenn sie zur Sicherung 
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des Unterhalts einer Person den infolge der Arbeitslosigkeit weggefallenen Ar­
beitslohn ersetzen sollen und die zwischen diesen Leistungen bestehenden Un­
terschiede, unter anderem hinsichtlich der Berechnungsgrundlage und der Vor­
aussetzungen für die Gewährung der Leistungen, sich lediglich aus strukturel­
len Unterschieden zwischen den betroffenen nationalen Systemen ergeben oder 
lediglich formaler Art sind. 

4) Der Träger eines Mitgliedstaats, nach dessen Rechtsvorschriften der Erwerb ei­
nes Anspruchs auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit und die Dauer der Gewäh­
rung dieser Leistungen von der Zurücklegung von Versicherungszeiten abhän­
gig ist, hat im Falle des Artikels 71 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii und des 
Artikels 67 der Verordnung Nr. 1408/71 gemäß Artikel 12 Absatz 1 Satz 1 
dieser Verordnung bei der Berechnung des Anspruchs auf Leistungen bei Ar­
beitslosigkeit die Versicherungszeiten zu berücksichtigen, die nach den Rechts­
vorschriften zurückgelegt worden sind, die für den Arbeitslosen zuletzt galten. 
Dabei hat der Träger von der erworbenen Dauer des Anspruchs auf Leistungen 
bei Arbeitslosigkeit die Tage abzuziehen, an denen Leistungen bei Arbeitslosig­
keit nach den genannten Rechtsvorschriften bezogen worden sind. 

5) Die gemäß Artikel 84 Absatz 2 der Verordnung Nr. 574/72 ausgestellte Be­
scheinigung hat für den bei Arbeitslosigkeit zuständigen Träger eines anderen 
Mitgliedstaats und die Gerichte dieses Staates keine ausschließliche Beweiskraft. 

6) Die Leistungen nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats, in dessen Ge­
biet der Arbeitslose wohnt oder zurückkehrt, sind nach Artikel 71 Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer ii Satz 3 der Verordnung Nr. 1408/71 in dem Maße auszu­
setzen, in dem die Voraussetzungen des Artikels 69 dieser Verordnung tatsäch­
lich erfüllt waren und der Betroffene daher für Leistungen in dem Mitgliedstaat 
in Betracht kam, dessen Rechtsvorschriften zuletzt für ihn galten. 

7) Bei Aussetzung der Leistungen nach den Rechtsvorschriften des Staates, in des­
sen Gebiet der Arbeitslose wohnt, gemäß Artikel 71 Absatz 1 Buchstabe b Zif­
fer ii Satz 3 der Verordnung Nr. 1408/71 hat der zuständige Träger dieses 
Mitgliedstaats die Leistungen nach den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats 
um die Leistungen zu kürzen, die in dem Mitgliedstaat, dessen Rechtsvorschrif­
ten zuletzt für den Arbeitslosen galten, tatsächlich bezogen worden sind. Der 
Zeitraum, in dem der Arbeitslose nach den Rechtsvorschriften des letztgenann­
ten Mitgliedstaats tatsächlich Arbeitslosenunterstützung erhalten hat, ist von 
der Dauer des Anspruchs auf Leistungen bei Arbeitslosigkeit nach den letztge­
nannten Rechtsvorschriften abzuziehen. 
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